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Bundesrepublik Deutschland 
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Bonn, den 26. Oktober 1950 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes für Sicherungs- 
und Überleitungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Bundes- 
tages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Deutsche Bundesrat, dem der Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 
Absatz 2 des Grundgesetzes vorgelcgt worden ist, hat in seiner 
36. Sitzung am 6. Oktober 1950 vorgeschlagen, in § 4 vor dem 
Wort „Einzelweisungen“ die Worte: „im Benehmen mit den betei- 
ligten Ländern“ einzufügen. Der Bundesrat hat seinen Änderungs- 
vorschlag damit begründet, daß es aus staatsrechtlichen und prak- 
tischen Gründen erforderlich erscheine, Einzelweisungen der Bundes- 
regierung nur im Benehmen mit den beteiligten Ländern zü erteilen, 
damit diese über beabsichtigte Maßnahmen unterrichtet werden und 
sie gegebenenfalls mit der Bundesregierung erörtern können. 

Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Entwurf keine Einwen- 
dungen erhoben. 

Gegen den Änderungsvorschlag des Bundesrates bestehen keine 
Bedenken. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Blücher 


Öruck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb; Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



Entwurf eines Gesetzes 

für Sicherungs- und 
Überleitungsmaßnahmen auf einzelnen 
Gebieten der gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ ^ 

(1) Um den von den ’Besatzungsmächten für die 

gewerbliche Wirtschaft angeordneten Beschrän- 
kungen und Verpflichtungen nachzukommen, 
kann die Bundesregierung, soweit es zur Durch- 
führung besatzungsrechtlicher Bestimmungen er- 
forderlich ist, mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Recht sverordnung Vorschriften über die Her- 
stellung, die Verarbeitung, die Lagerung, den Be- 
sitz, die Lieferung, den Bezug, den Transitverkehr 
und die Auskunftspflicht hinsichtlich der den Be- 
schränkungen unterliegenden Rohstoffe und 
Waren erlassen. Dies gilt auch für feste Brenn- 
stoffe und Mineralöl. _ 

(2) Um im Bereich der gewerblichen Wirtschaft 
die Deckung des Bedarfs an Edelmetallen sicherzu- 
stellen, kann die Bundesregierung mit Zustimmung 
des Bundesrates durch Rechtsverordnung Vor- 
schriften über die Lieferung, den Bezug und die 
statistische Erfassung von Edelmetallen erlassen. 

(3) Die Befugnisse des Bundesministers für den 
Marshallplan hinsichtlich der Behandlung von 
Marshallplan- Waren bleiben unberührt. 

S 2 

Um im Bereich der gewerblichen Wirtschaft die 
für die zwischenstaatlichen Verhandlungen und 
Einfuhrregelungen erforderlichen statistischen Un- 
terlagen zu beschaffen, kann bis zu einer ander- 
weitigen gesetzlichen Regelung die Bundesregie- 
rung mit Zustimmung des Bundesrates durch 
Rechtsverordnung Bestimmungen erlassen: 

1. für Stahlerzeugnisse 

über die Kennzeichnung von Lieferauf- 
trägen und die statistische Erfassung des 
Absatzes, 

2. für Nichteisenmetalle, Fette, öle und Fett- 
säuren für technische Zwecke, Glycerin, Phenol, 
Kresol, Schwefelsäure, technische Benzole und 
Homologen, Düngemittel sowie Antibiotika 
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über die Lagerbudiführung und die stati- 
stische Erfassung der Erzeugung, des Ab- 
satzes und der Bestände, 

3. für Naturkautschuk, Kunstkautschuk, Alt- 
gummi, Gummiabfälle, Asbest und Rohtabak 

über die statistische Erfassung der Bestände 
und Auslandskäufe, 

4. für Asbest- und Tabakwaren 

über die statistische Erfassung der Erzeu- 
gung und des Absatzes. 

§ 3 

Die Bundesregierung hat vor dem Erlaß von 
Rechtsverordnungen die Fachausschüsse gutachtlich 
zu hören, die bei dem Bundesminister für Wirt- 
schaft oder den ihm nachgeordneten Dienststellen 
aus Vertretern der Länder, der Unternehmer und 
der Arbeitnehmer bestehen. 

§ 4 ^ 

Die Bundesregierung kann in den Fällen des § 1 
Absatz 1 Satz 1 Einzelweisungen erteilen, wenn die 
zu regelnde Angelegenheit nach Art und Umfang 
von einer Bedeutung ist, die über den Bereich eines 
Landes hinausgeht. 

§ 3 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den zur Durchführung der Beschränkungen 
und Verpflichtungen auf dem Gebiet der ge- 
werblichen Wirtsdiaft erlassenen Vorschriften, 
die auf § 1 Absatz 1 beruhen oder 

2. den zur Sicherstellung der Deckung des Be- 
darfs an Edelmetallen erlassenen Vorschriften, 
die auf § 1 Absatz 2 beruhen, oder 

3. einer schriftlichen Verfügung, die auf einer 
nach § 1 Absatz 1 oder 2 erlassenen Vorschrift 
beruht, 

zuwiderhandelt, wird, sofern die Vorschrift oder 
Verfügung ausdrücklich auf die Strafbestimmun- 
gen dieses Gesetzes verweist, mit Gefängnis und 
Geldstrafe oder einer dieser Strafen bestraft. 

(2) Ist die Zuwiderhandlung eine Ordnungs- 
widrigkeit, so kann eine Geldbuße festgesetzt 
werden. 

(3) Ob eine Zuwiderhandlung eine Straftat 
(Absatz 1) oder eine Ordnungswidrigkeit (Ab- 
satz 2) ist, bestimmt sich nach § 6 Absatz 2 und 3 
des Wirtschaftsstrafgesetzes vom 26. Juli 1949 
(WiGBl. S. 193) in der Fassung des Gesetzes vom 
29. März 1950 (Bundesgesetzbl. S. 78). 

(4) § 22 Absatz 2 Satz 2, Absatz 3, §§ 26 bis 48 
und 53 des Wirtschaftsstrafgesetzes sind sinngemäß 
anzuwenden. 
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(5) Für das Verfahren gelten die §§ 54 bis 101 
des Wirtschaftsstrafgesetzes. Bei Zuwiderhandlun- 
gen gegen die auf § 1 Absatz 1 Satz 1 beruhenden 
Vorschriften oder gegen die auf Grund dieser 
Vorschriften erlassenen Verfügungen bestimmt 
der Bundesmlnister für Wirtschaft die zuständige 
Verwaltungsbehörde im Sinne des Wirtschafts- 
strafgesetzes. 

_ S 6 

(1) Wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. den über die Kennzeichnung von Lieferauf- 
trägen, die Lagerbuchführung oder die sta- 
tistische Erfassung erlassenen Vorschriften, die 
auf § 2 beruhen, oder 

2. einer schriftlichen Verfügung, die auf den nach 
§ 2 erlassenen Vorschrift beruht, 

zuwi'derhandelt, kann, sofern die Vorschrift oder 
Verfügung ausdrücklich auf die Strafbestimmun- 
gen dieses Gesetzes verweist, mit einer Geldbuße 
belegt werden. 

' (2) § 22 Absatz 2 Satz 2, §§ 27 bis 32 und 53 
des Wirtschaftsstrafgesetzes sind sinngemäß anzu- 
wenden. 

(3) Für das Verfahren gelten die §§ 55 Absatz 1, 
57, 66 bis 101 des Wirtschaftsstrafgesetzes. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 
1952 außer Kraft. 
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Begründung 


Im Bereich der gewerblichen Wirtschaft werden in Kürze alle Be- 
wirtschaftungsvorschriften mit Ausnahme der unbedeutenden 
Reste auf dem Gebiete der Kohle sowie der Regelungen für Mine- 
ralöl und Edelmetalle beseitigt sein. Damit hat das Bewirtschaf- 
tungsnotgesetz als Grundlage für die der Zwangswirtschaft ange- 
hörenden Rationierungsvorschriften Sinn und Zweck verloren; es 
ist für den gewerblichen Sektor am 30. Juni 1950 außer Kraft ge- 
treten. 

1 . 

1. In Ausführung des Artikels 2 a des Besatzungsstatuts hat die 
Alliierte Hohe Kommission das Gesetz Nr. 24 vom 30. April 
1950 — Überwachung bestimmter Gegenstände, Erzeugnisse, 
.Anlagen und Geräte — (Bundesanzeiger Nr. 91) erlassen. In 
den Durchführungsverordnungen werden bestimmte Aufgaben 
der Bundesregierung übertragen. Damit sind auf diesem Siche- 
rungsgebiet die widitigen Durchführungsarbeiten der Kontin- 
gentierung, Registerführung und Überwachung der beschränk- 
ten Industrien in deutsche Hände gelegt. Hierzu schreibt Ar- 
tikel 8 Absatz 1 der Ersten Durchführungsverordnung (Bundes- 
anzeiger Nr. 91) vor, daß „die Bundes- und Landesbehörden 
alle Maßnahmen zu treffen haben, die notwendig sind, um die 
Erfüllung der den deutschen Behörden auf Grund der Durch- 
führungsverordnungen zum Gesetz Nr. 24 auf erlegten Pflichten 
zu gewährleisten“. Um diesen Verpflichtungen nadikommen zu 
können, schafft das vorliegende Gesetz eine deutsche Rechts- 
grundlage für die erforderlichen Rechtsvorschriften. 

Das gleiche gilt hinsichtlich der restlichen Regelungen für Kohle 
und Mineralöl. Auf diesen Gebieten hat die Alliierte Hohe 
Kommission durch die Direktive vom 2. Dezember 1949 
(AGSEC(4) 245) sich die Entscheidung über Erweiterungen der 
Zuteilungen im Hinblick auf Artikel 2 h des Besatzungsstatuts 
Vorbehalten. Die Anordnung Mineralöl 1/50 vom 27. Januar 
1950 (Bundesanzeiger Nr. 21 und 121) tritt am 31. Dezember 
1950, die Anordnung Kohle 11/50 vom 14. April 1950 (Bundes- 
anzeiger Nr. 73) am 31. März 1951 außer Kraft. Falls es niÄt 
gelinge, die Zustimmung der AJliierten Hohen Kommission zu der 
angestrebten vollständigen Beseitigung auch dieser restlichen Rege- 
lungen bis dahin zu erhalten, muß zur Verlängerung resp. 
Lodkerung dieser Vorschriften eine deutsche Rechtsgrundlage 
vorhanden sein. 

Das Bedürfnis, die erforderlichen Bestimmungen auf der Grund- 
lage eines deutschen Gesetzes zu erlassen und damit deutsches 
Recht zur Anwendung zu bringen, besteht auch im Hinblick 
auf die Bestrafung von Zuwiderhandlungen. Jedenfalls in der 
französischen Besatzungszone würden beim Fehlen einer deut- 
schen Rechtsgrundlage die Gerichte der Besatzungsmacht jede 
Zuwiderhandlung gegen die Vorschriften des Gesetzes Nr. 24 
— auch gegen die von deutschen Behörden getroffenen Durch- 
führungsmaßnahmen — nach den Straf Vorschriften des Ar- 
tikels 7 des Gesetzes Nr. 24 zu ahnden haben. Zwar kann ein 
deutsches Gesetz die Gerichtsbarkeit der Besatzungsmächte 
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nicht ausschließen; es ist jedoch zu erwarten, daß die Besatzungs- 
mächte nur in schwerwiegenden Fällen oder bei fehlendem 
Eingreifen der deutschen Stellen von ihren Rechten, zu denen 
auch das Recht der Evokation (Anslchziehen eines Verfahrens) 
gehört, Gebrauch machen werden, im übrigen aber die Ahn- 
dung den deutschen Gerichten und Verwaltungsbehörden über- 
lassen. 

2. Für Edelmetalle bestehen — wie in den meisten anderen Län- 
dern — zur Befriedigung des Bedarfs der Wirtschaft noch 
Vorschriften über Lieferung, Bezug und statistische Erfassung. 
Die Anordnung Edelmetalle 1/50 vom 27.Januar 1950 (Bundes- 
anzeiger Nr. 21 und 121) tritt am 31. Dezember 1950 außer 
Kraft. Da aus währungspolitischen Gründen eine Freigabe dieser 
Metalle noch nicht möglich ist, müssen die Vorschriften — wenn 
auch in aufgelockerter Form — aufredit erhalten bleiben, wo- 
für eine Rechtsgrundlage nötig ist. 

3. Die Beseitigung der Bewirtschaftungsvorschriften macht eine 
auf die einzelnen Fachgebiete abgesteilte spezielle Markt- 
beobachtung auf der Grundlage der fachlidien Berichterstat- 
tung der Wirtschaft aus wirtschafts- und handelspolitischen 
Gründen notwendig. Diese statistischen Unterlagen beschrän- 
ken sich — im Gegensatz zu dem vierteljährlichen Produk- 
tionsbericht der allgemeinen Industrieberichterstattung — auf 
die speziellen Tatbestände der Versorgung des deutschen Mark- 
tes mit Rohstoffen und Waren auf einzelnen Fachgebieten. Da 
die Fachstatistiken aktuell und stets auf dem laufenden sein 
müssen, sind sie zur schnellen Aufbereitung und Auswertung 
der Berichte auf einzelne wichtige Merkmale abgestellt. Hier- 
durch erhalten die deutschen Behörden für die zwischenstaat- 
lichen Verhandlungen im Rahmen des OEEC und für die Ab- 
schlüsse von Handelsverträgen das notwendige zahlenmäßige 
Rüstzeug. Auch für die Beschlüsse über Einfuhrfreigaben (Zeit, 
Art und Umfang der Ausschreibungen des interministeriellen 
Einfuhrausschusses) sind solche aktuellen Unterlagen unent- 
behrlich. Die Anordnungen über fachliche Berichterstattungen, 
die noch auf der Grundlage des Bewirtschaftungsnotgesetzes 
erlassen wurden, treten nach der Verlängerungsanordnung vom 
23. Juni 1950 (Bundesanzeiger Nr. 121) am 31. Dezember 1950 
außer Kraft. Eine Unterbrechung der Fachstatistik auf diesen 
Gebieten muß vermieden werden. Zu ihrer Fortführung bedarf 
es einer vorläufigen gesetzlichen Ermächtigung, die bis zum In- 
krafttreten einer zweckentsprechenden bundesgesetzlichen Re- 
gelung durch das in Vorbereitung befindliche „Gesetz über die 
Statistik für Bundeszwecke“ eine die fachlichen Bedürfnisse be- 
rücksichtigende Rechtsgrundlage für die statistische Erfassung 
der im einzelnen bezeichneten Rohstoffe und Waren in Über- 
einstimmung mit den Vorschriften des Grundgesetzes bietet. 

4. Das vorliegende Gesetz ermächtigt die Bundesregierung zum 
Erlaß der erforderlichen Rechtsverordnungen mit Zustimmung 
des Bundesrates (Artikel 80 Absatz 2 des Grundgesetzes). Es ist 
unmöglich, die einzelnen Maßnahmen im Gesetz festzulegen, da 
die Vorschriften den wechselnden wirtschaftlichen und recht- 
lichen Verhältnissen dauernd angepaßt werden müssen. Jede 
notwendige oder zweckmäßige Änderung oder Aufhebung 
dieser Bestimmungen müßte sonst wieder Im Gesetzeswege an- 
geordnet werden, was eine unerwünschte Erstarrung der Ma- 
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terie und unerträgliche Verzögerung der schnell durchzufüh- 
renden Maßnahmen zur Folge hätte. Gemäß Artikel 80 Ab- 
satz 1 des Grundgesetzes sind die Ermächtigungen nach Inhalt, 
Zweck und Ausmaß begrenzt worden. In § 1 Absatz 1 Satz 1 
ist die Einschränkung getroffen, daß Vorsdiriften über die im 
einzelnen bezeichneten Regelungen für die beschränkten Indu- 
strien nur in dem Umfang erlassen werden dürfen, der zur 
Durchführung der besatzungsrechtlichen Bestimmungen erfor- 
derlich ist. Die gleiche Beschränkung gilt auch für die Vor- 
schriften auf den in Satz 2 aufgeführten Gebieten der festen 
Brennstoffe und des Mineralöls. Durch diese Bindung an die Be- 
stimmungen der Besatzungsmächte ist die Ermächtigung auf die 
Tatbestände, die in diesen geregelt sind, konkretisiert. Auf dem 
Edelmetallgebiet (§ 1 Absatz 2) können Vorschriften über Lie- 
ferung, Bezug und statistische Erfassung erlassen werden, soweit 
die Sicherstellung des Bedarfs der heimischen Wirtschaft dies 
erfordert. Für die fachstatistische Berichterstattung sind in § 2 
die einzelnen Tatbestände nach Warenart und Berichtsumfang 
aufgeführt, so daß sich die Durchführungsvorschriften auf die 
Bestimmung des — zuweilen — wechselnden Kreises der be- 
richterstattenden Unternehmen der Termine und der For- 
mulare beschränken. 

II. 

Im einzelnen wird ausgeführt: 

Zu§lAbsatzl: 

In den bisher veröffentlichten 10 Durchführungsverordnungen 
zum Gesetz Nr. 24 (Bundesanzeiger Nr. 91, 104, 109, 110 und 
115) sind der Bundesregierung übertragen: 

die Kontingentierung der Stahlproduktion (Sechste DVO), 
die Kontingentierung der Erzeugung von Hüttenaluminium 
sowie Aluminium- und Magnesiumpulver und die Über- 
wachung der Lagerung von Bauxit und Tonerde (Zweite 
DVO), 

die Mitwirkung bei der Erteilung der Erlaubnis zum Bau 
und Erwerb von Schiffen sowie die Registrierung der Schiffe 
und Schiffsbauten (Siebente DVO), 

die Kontrolle des Transitverkehrs von Kriegsmaterial und 
der Herstellung, des Erwerbs und des Besitzes von Sport- 
waffen (Zehnte DVO), 

die Berichterstattung über die Erzeugung von Wälzlagern 
(Fünfte DVO) und die Einfuhr von Elektronenröhren 
(Vierte DVO), 

die Sicherung der Umstellung der erlaubten Produktionen 
auf den Gebieten der Feinmechanik, Optik und Elektronik 
auf den Friedensgebrauch und die Regelung der Einfuhr 
von Funksende- und Funknavigationsgeräten (Neunte DVO), 
die Erteilung von Produktionsgenehmigungen und Ein- und 
Ausfuhrbewilligungen sowie die Aufstellung von Produk- 
tionsprogrammen und die Berichterstattung für bestimmte 
chemische Rohstoffe (Achte DVO), 

die Führung eines laufenden Registers aller Anlagen der in 
Artikel 8 Absatz 2 der Ersten DVO auf geführten be- 
schränkten Industrien. 

In diesem Rahmen haben sich die von der Bundesregierung zu er- 
lassenden Rechtsverordnungen zur Erfüllung der von den Be- 
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Satzungsmächten der Bundesregierung auferlegten Verpflichtungen 
zu halten. 

Auf dem Gebiet der Kohle wird zur Zeit nur noch der Bezug und 
die Verwendung eingeführter Brennstoffe geregelt. Der Bundes- 
minister für Wirtschaft hat sich Vorbehalten, Lieferrichtlinien zu 
erlassen, falls die Anforderungen der Verbraucher die Verfügbar- 
keit an einzelnen Kohlearten (z. B. Briketts) überschreitet. Außer- 
dem besteht das Verbot, für betriebliche Zwecke bezogene Brenn- 
stoffe — mit Ausnahme der Deputatlieferungen — als Hausbrand 
abzugeben. Für Mineralöl, mit Ausnahme des Petroleums, gelten 
noch Vorschriften über Herstellung, Verarbeitung, Lieferung, Be- 
zug und statistische Erfassung. Sobald die Zustimmung der Alliier- 
ten Hohen Kommission vorliegt, werden diese Vorschriften weiter 
gelockert und entsprechend der deutschen Versorgungslage auf- 
gehoben werden. 

Zu§ 1 Absatz2: 

Auf dem Edelmetallgebiete ergehen die Vorschriften Im Einver- 
nehmen mit der Bank deutscher Länder. Durch Festsetzung von 
Freigrenzen sind bereits für den Kleinbedarf weitgehende Frei- 
gaben erfolgt. Weitere Lockerungen werden erwogen. 

Zu § 2 : 

Soweit die Wirtschaftsorganisationen selbst über ausreichende sta- 
tistische Unterlagen verfügen, ist diese Berichterstattung eingestellt. 
Beim Stahl handelt es sich um die Fortführung der Absatzstatistik; 
bei diesem wichtigen Grundstoff vermittelt die Kenntnis des 
Warenflusses der Wirtschaftsführung wertvolle Kenntnisse über 
die Wirtschaftslage auch anderer Industriezweige. 

Zu § 3 : 

Aus früheren Gesetzen ist die bewährte Vorschrift übernommen, 
wonach vor grundsätzlichen Maßnahmen, die auf Grund des Ge- 
setzes getroffen werden sollen (Erlaß der Rechtsverordnungen), 
Fachausschüsse aus Vertretern der Länder und der beteiligten 
Unternehmer und Arbeitnehmer gutachtlich zu hören sind. Diese 
Ausschüsse sind mit Fachleuten der Länderverwaltungen, der Wirt- 
schaft und der Gewerkschaften besetzt. 

Zu § 4 : 

Gemäß Artikel 84 Absatz 5 des Grundgesetzes sieht § 3 Einzel- 
weisungen in den Fällen des § 1 Absatz 1 Satz 1 (Durchführungs- 
verordnungen zum Gesetz Nr. 24) vor. Diese sollen, soweit er- 
forderlich, die einheitliche Handhabung dieser Vorschriften sicher- 
stellen. Dem föderalen Prinzip des Grundgesetzes folgend, ist eine 
Beschränkung aufgenommen, daß die zu regelnde Angelegenheit 
nach Art und Umfang über den Bereich eines Landes hinaus von 
Bedeutung sein soll. 

Das Gesetz bedarf nach Artikel 84 Absatz 5 des Grundgesetzes der 
Zustimmung des Bundesrates. 

Zu §§ 5 und 6: 

Besondere Strafvorschriften sind notwendig, weil die Bestimmun- 
gen des Wirtschaftsstrafgesetzes nicht alle auf Grund des § 1 zu 
treffenden Vorschriften und Verfügungen decken; denn die auf 
§ 1 Absatz 1 Satz 1 (Durchführungsverordnungen zum Gesetz 
Nr. 24) beruhenden Vorschriften und auf Grund dieser Vorschrif- 
ten erlassenen Verfügungen dienen nicht der Bewirtschaftung und 
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Marktregelung im Sinne des § 17 des Wirtschaftsstrafgesetzes. 
Auch erscheint es angebracht, Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften des § 2, die die fachstatistische Berichterstattung auf ein- 
zelnen Gebieten regeln, nicht als Wirtschaftsstraftat, sondern in 
§ 6 als eine mit einer Geldbuße oder Verwarnung zu ahndende 
Ordnungswidrigkeit zu behandeln. Auch ist in diesem Falle die 
Bestrafung des Versuches nicht angezeigt,- weshalb in § 6 auf § 22 
Absatz 3 des Wirtschaftsstrafgesetzes nicht Bezug genommen ist; 
ebenso kann auf die Einziehung nach § 48 des Wirtschaftsstraf- 
gesetzes verzichtet werden. 

Dagegen sind in § 5 Verstöße gegen Vorschriften und Verfügungen 
auf den in § 1 Absatz 1 und 2 bezeichneten Gebieten als so- 
genannte Mischtatbestände im Sinne des § 6 Absatz 2 des Wirt- 
schaftsstrafgesetzes gekennzeichnet. In diesen Fällen muß auch der 
Versuch strafbar und eine Einziehungsmöglichkeit gegeben sein. 
Denn derartige Verstöße, insbesondere gegen Vorschriften und 
Verfügungen auf dem Gebiete der beschränkten Industrien (§ 1 
Absatz 1 Satz 1), können Auswirkungen von gesamtpolitischer Be- 
deutung haben. Aus diesem Grunde muß auch der Bundesminister 
für Wirtschaft in den Sönderfällen des § 1 Absatz 1 Satz 1 selbst 
die zur Verfolgung zuständige Verwaltungsbehörde bestimmen, da 
nach Artikel 8 Absatz 1 der Ersten Durchführungsverordnung zum 
Gesetz Nr. 24 die Bundesregierung die volle Verantwortung für 
die Erfüllung der ihr in den 10 Durchführungsverordnungen auf- 
erlegten Verpflichtungen trägt. 

Zu §7: 

Das Gesetz soll mit dem Auslaufen des Marshallplans am 30. Juni 
1952 außer Kraft treten. 
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